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Einleitung: Der Nutzen wissenschaftlich 
angeleiteter Vorausschau 
Lars Brozus 
»The future is always in large parts unknown and unknow-
able. But the degree to which we can anticipate future con-
sequences of current decisions and the degree to which we 
can keep the future open for later choices and changes is 
certainly variable – as well as the degree to which we sub-
mit unreflectively to the past, to cultural traditions and his-
torically pre-given assumptions.« (Bernhard Peters)* 
Bereits ein kursorischer Blick auf die markantesten außen- und sicherheits-
politischen Umbrüche der letzten Jahrzehnte zeigt, dass echte Überraschun-
gen (»schwarze Schwäne«) sehr selten sind.1 Zwar trafen der Zerfall der 
Sowjetunion, die Anschläge des 11. September und die Volksaufstände in 
Nordafrika und im Nahen Osten viele Politiker und Analysten unvorberei-
tet. Daher setzte im Anschluss an jedes dieser Ereignisse eine intensive Dis-
kussion darüber ein, wie es dazu kommen konnte, dass die entscheidenden 
Entwicklungen übersehen wurden. In der Rückschau ist es dann regelmäßig 
erheblich einfacher, die »historischen Wegmarken« (critical junctures) zu 
identifizieren. 
Allerdings wird in der Rückschau ebenfalls deutlich, dass es in jedem die-
ser Fälle Hinweise und Warnungen gab, und zwar sowohl in wissenschaft-
lichen Analysen wie auch in Regierungsvorlagen. Die sich verschärfende 
Nationalitätenkrise in der UdSSR, die Planungen al-Qaidas für einen An-
schlag in den USA und die anhaltende Unzufriedenheit mit den Lebens-
bedingungen in vielen arabischen Staaten waren wohlbekannte Fakten. Was 
fehlte, war hinreichende Aufmerksamkeit auf der politischen Entschei-
dungsebene. Bei einer solchen Konstellation handelt es sich um einen 
sogenannten »grauen Schwan«.2 Damit sind krisenhafte Entwicklungen 
gemeint, die sich über einen längeren Zeitraum abzeichnen, ohne dass sie 
politisch mit angemessener Priorität bearbeitet werden. 
Warum Foresight – und wie? 
Die vorliegende Sammelstudie ist – nach »Ungeplant ist der Normalfall« 
(2011) und »Ungeplant bleibt der Normalfall« (2013) – die dritte Foresight-
Publikation der SWP, die sich mit »grauen Schwänen« befasst.3 Im SWP-
 
*  Bernhard Peters, »Why Is It So Hard to Change the World?«, in: International Sociology, 
9 (1994) 3, S. 275–293 (290). 
1  Vgl. Nassim Nicholas Taleb, The Black Swan: The Impact of the Highly Improbable, New York 2007. 
2  Vgl. Michael J. Mazarr, »Hide in Plain Sight: The Strategic Challenge of ›Gray Swans‹«, 
in: World Politics Review, 24.2.2015, <www.worldpoliticsreview.com/articles/15153/hide-in-
plain-sight-the-strategic-challenge-of-gray-swans> (Zugriff am 25.9.2015); Nate Silver, 
The Signal and the Noise – Why So Many Predictions Fail, But Some Don’t, New York 2012. 
3  Die beiden bislang erschienenen Foresight-Studien der SWP: Volker Perthes/Barbara 
Lippert (Hg.), Ungeplant ist der Normalfall. Zehn Situationen, die politische Aufmerksamkeit ver-







Verständnis bezeichnet Foresight die wissenschaftlich angeleitete Voraus-
schau auf denkbare zukünftige Situationen oder Entwicklungen, die 
außen- und sicherheitspolitisch relevant sind. Es handelt sich nicht um 
Prognosen, denn selbstverständlich können wir nicht vorhersagen, was 
passieren wird. Wir können aber auf vorstellbare Szenarien aufmerksam 
machen, die – sofern sie eintreten – von hohem politischem Interesse für 
Deutschland und die EU sind. 
Entsprechend setzen sich die Beiträge in den Foresight-Studien mit mög-
lichen Ereignissen in der Zukunft auseinander, von denen wir denken, 
dass sie bereits jetzt mehr politische Beachtung verdienen. Ausgangspunkt 
der Beiträge ist, dass die geschilderten Situationen für die politische Ent-
scheidungsebene unerwartet auftreten. Sie stellen die Außen- und Sicher-
heitspolitik somit vor Herausforderungen – ungeachtet ihres krisenhaften 
oder chancenreichen Charakters. Dabei kann es sich um Entwicklungen in 
naher Zukunft handeln, auf die entscheidende politische Akteure gegen-
wärtig nicht hinreichend vorbereitet sind. Andere Beiträge befassen sich 
mit zeitlich weiter voraus liegenden Ereignissen und thematisieren denk-
bare Entwicklungen, die aus heutiger Perspektive – also vor dem Hinter-
grund der aktuellen Politik – überraschen würden. 
Gemeinsam ist allen Beiträgen die wissenschaftliche Sorgfalt der Argu-
mentation. Die Auseinandersetzung mit möglichen künftigen Entwicklun-
gen stellt besondere Anforderungen an die Analysten. Da die Zukunft nicht 
vorhersagbar ist, gehen entsprechende Aussagen notwendigerweise mit 
hoher Unsicherheit einher. Foresight ist deshalb wissenschaftlich durch-
aus umstritten – ähnlich der kontrafaktischen Analyse zeitlich zurück-
liegender Ereignisse, den historischen »counterfactuals«.4 Wir denken den-
noch, dass es sich lohnt, einen Blick auf mögliche künftige Entwicklungen 
zu riskieren, ja dass dies sogar notwendig ist. Denn wie für »counterfactu-
als« gilt auch für Vorausschau, dass sie ohnehin andauernd praktiziert 
wird, wenn auch oft, ohne entsprechend ausgewiesen zu sein. Schließlich 
sind die politischen Entscheidungen, die heute gefällt werden, darauf aus-
gerichtet, die Zukunft auf die eine oder andere Art und Weise zu gestalten. 
Es ist also weniger die Frage, ob Foresight betrieben wird, sondern viel-
mehr, wie dies geschieht. 
Die SWP hat sich der wissenschaftlich angeleiteten Vorausschau ver-
schrieben. Das bedeutet vor allem, die Ausgangsannahmen und Wirkungs-
zusammenhänge, die das jeweils entworfene Szenario charakterisieren, 
nicht implizit zu lassen, sondern explizit offenzulegen. Diese Transparenz 
 
dienen, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, November 2011 (SWP-Studie 32/2011), 
<www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2011_S32_lpt_prt_ks.pdf>; dies. 
(Hg.), Ungeplant bleibt der Normalfall. Acht Situationen, die politische Aufmerksamkeit verdienen, 
Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, September 2013 (SWP-Studie 16/2013), <www. 
swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/studien/2013_S16_prt_lpt.pdf> (Zugriffe am 
20.10.2015). 
4  Vgl. Silver, The Signal and the Noise [wie Fn. 2]; Philip E. Tetlock/Aaron Belkin (Hg.), Counter-
factual Thought Experiments in World Politics: Logical, Methodological, and Psychological Perspec-
tives, Princeton 1996; Philip E. Tetlock/Richard Ned Lebow/Geoffrey Parker (Hg.), Unmaking 








ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass die Ausgangs- und Wirkungs-
annahmen nachgeprüft und problematisiert werden können. Sie ist ein wich-
tiger Prüfstein, um sorgfältiges Vorausschauen von »guesswork« (Rätselraten) 
zu unterscheiden, und ermöglicht eine kritische Auseinandersetzung. 
Transparenz ist auch aus einem anderen Grund essentiell. Die vorliegen-
den Foresight-Situationen sind ein Beitrag dazu, das »Universum denkbarer 
Möglichkeiten« für politisches Handeln auszuleuchten.5 Dabei ist es un-
vermeidlich, dass sie dieses Universum gleichzeitig formen, denn die Ana-
lysten treffen eine Auswahl unter allen denkbaren Faktoren, Variablen, 
Trends oder Einflüssen. Notwendigerweise konzentrieren sie sich dabei auf 
die Faktoren, die für ihre Analyse wichtig sind, und vernachlässigen an-
dere. Für die Leserinnen und Leser bedeutet dies, dass sie mit einem gleich-
sam vorstrukturierten Bild der Zukunft konfrontiert werden, das ihre Sicht 
auf künftige Entwicklungen beeinflusst. Umso wichtiger ist das wissen-
schaftlich reflektierte Vorgehen bei der Konstruktion der Situationen, da-
mit nachvollziehbar bleibt, welche Faktoren aus welchen Gründen berück-
sichtigt wurden. Dies impliziert, dass die »Vorausschauenden« gelegentlich 
über ihre Analysen reflektieren sollten (Foresight-Rückschau).6 
Thematische Übersicht der Beiträge 
Das inhaltliche, geographische und zeitliche Spektrum der behandelten 
Situationen und Entwicklungen ist erfreulich breit. Insgesamt handelt es 
sich um einen durchaus repräsentativen Querschnitt der vielfältigen Poli-
tikfelder, die in der SWP untersucht werden. Die Beiträge werden in der 
Reihenfolge ihres (fiktiven!) zeitlichen Eintretens vorgestellt: 
Die rassistische Polizeigewalt gegen Schwarze in den USA und die Pro-
teste dagegen bilden den Hintergrund des Beitrags von Johannes Thimm 
und Lars Brozus. Sie schildern, wie es während eines hochgradig polari-
sierten Präsidentschaftswahlkampfs 2016 zu einer landesweiten Eskalation 
der Gewalt kommt, die eine Staatskrise nach sich zieht. 
Die Auswirkungen eines verheerenden Erdbebens im Großraum Tokio 
im Juni 2016 einschließlich der macht- und ordnungspolitischen Folgen 
für die japanisch-chinesischen Beziehungen sowie deutsche Handlungs-
optionen thematisieren Christian Becker, Hanns Günther Hilpert, Hanns 
W. Maull und Alexandra Sakaki. 
Im Sommer 2016 stürzt ein russischer Jet mit Nuklearwaffen an Bord 
auf dem Territorium der Ukraine ab. Könnte ein solcher Zwischenfall dazu 
beitragen, die Kooperation zwischen Nato und Russland neu zu beleben? 
 
5  »[C]urrent and future political choices can (and must) be made from a wide universe of 
possibilities and not from an overdetermined past that permits only one inevitable divisive 
response.« (Philip E. Tetlock/Geoffrey Parker, »Counterfactual Thought Experiments: Why We 
Can’t Live without Them & How We Must Learn to Live with Them«, in: Tetlock/Lebow/Parker 
[Hg.], Unmaking the West [wie Fn. 4], S. 14–44 [27].) 
6  Diese Übung hilft dabei, den analytischen »Tunnelblick« auszugleichen. Vgl. Gary Saul 
Morson/Morton Schapiro, »Introduction: The Future of Prediction«, in: dies. (Hg.), The Fabu-
lous Future? America and the World in 2040, Evanston 2015, S. xv–xxix. 








Neben den konzeptionellen Überlegungen wird die wissenschaftliche 
Qualität des SWP-Foresight dadurch gesichert, dass die Beiträge einen 
mehrstufigen, rigorosen Auswahl- und Begutachtungsprozess durch-
laufen. Dieser Prozess ist wettbewerbsförmig organisiert. In einem 
ersten Schritt wurden institutsweit Ideenskizzen eingeworben, die sich 
mit künftigen außen- und sicherheitspolitisch relevanten Entwicklun-
gen auseinandersetzen sollten. Drei Fragen dienten dabei zur groben 
Orientierung: 1. Was könnte passieren? 2. Warum könnte es passieren? 
3. Was würde dies für deutsche bzw. europäische Politik bedeuten? Ins-
gesamt wurden 15 Skizzen eingereicht und bei einem Workshop von 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern der SWP intensiv disku-
tiert. Dabei wurden die Skizzen von den Autorinnen und Autoren prä-
sentiert und von Diskutanten kommentiert. Den Diskutanten wurden 
drei Prüfkriterien an die Hand gegeben, um eine vergleichende Diskus-
sion zu ermöglichen: 1. Konsistenz, 2. Plausibilität, 3. Originalität & 
Relevanz des Beitrags.b Die Wahrscheinlichkeit des jeweiligen Szena-
rios spielte bei der Beurteilung der Ideenskizzen hingegen keine Rolle. 
Den Abschluss des Workshops bildete eine Wertungsrunde, in der 
für jede Ideenskizze Punkte vergeben werden konnten. Bewertungs-
maßstäbe dafür waren wiederum Konsistenz, Plausibilität sowie Ori-
ginalität & Relevanz. Die sieben punktbesten Ideenskizzen wurden in 
der Folge in längeren Entwürfen ausgearbeitet. Ziel war dabei, mithilfe 
der methodisch angeleiteten Kombination von kritischer Analyse und 
ergebnisoffener Imagination zu in sich plausiblen und überzeugenden 
Schilderungen denkbarer Situationen bzw. Entwicklungen zu gelan-
gen. Im Anschluss daran durchliefen die Entwürfe zwei schriftliche 
Begutachtungs- und Feedback-Runden. Am Ende dieses aufwendigen 
Prozesses stehen die in dieser Sammelstudie versammelten Beiträge. 
 
a  Methodisch steht die Konstruktion einer guten Foresight-Situation vor ähnlichen 
Herausforderungen wie die kontrafaktische Geschichtsanalyse. Vgl. Tetlock/Parker, 
»Counterfactual Thought Experiments« [wie Fn. 5]. 
b  Die einzelnen Prüfkriterien waren so definiert: 1. Konsistenz bezieht sich auf den 
Aufbau der Argumentation. Werden die Gedanken stringent entwickelt? Ist die 
geschilderte Situation oder Entwicklung in sich schlüssig? 2. Plausibilität zielt auf 
die Überzeugungskraft der Ideenskizze. Dabei geht es um eine Einschätzung, ob die 
geschilderte Situation tatsächlich eintreten könnte – nicht darum, ob sie tatsächlich 
eintreten wird. Ist die Geschichte, die erzählt wird, einleuchtend? 3. Originalität & 
Relevanz soll Besonderheiten hervorheben. Dazu kann gehören, dass die geschilderte 
Situation auf eine zwar wichtige, (politisch) bislang aber wenig sichtbare Entwick-
lung aufmerksam macht, oder eine kurze Einschätzung dazu, für welche Akteure die 
Situation wichtig ist. 
 
Die dafür erforderlichen Umstände und Maßnahmen untersuchen Oliver 
Meier und Marcel Dickow in ihrem Beitrag. Sabine Fischer, Margarete 








Fernen Osten Russlands auseinander, die 2017 virulent werden. Neben der 
innerrussischen Entwicklung werden die Auswirkungen auf die russisch-
chinesischen Beziehungen sowie auf Deutschland und die EU erörtert. 
Ein oft übersehenes Risiko für die Stabilität Nordafrikas diskutieren 
Bettina Rudloff und Nils Simon. Sie skizzieren eine Situation, in der es 
dort ab 2020 zu einem Einbruch der Nahrungsmittelproduktion aufgrund 
ausbleibender Bestäubungsleistungen kommt, und schildern die Folgen 
für die nördlichen Mittelmeer-Anrainer. 
Steffen Angenendt, Anne Koch und Amrei Meier gehen davon aus, dass 
Deutschland und die EU die größte Flüchtlingskrise der Nachkriegszeit in 
den nächsten Jahren bewältigen können. Welche Maßnahmen und Strate-
gien dazu erforderlich sind, wird rückblickend vom Jahr 2020 aus dargelegt. 
Wie müssen wir uns den Prozess vorstellen, durch den die Außenminis-
terien der EU-Mitgliedstaaten in den Europäischen Auswärtigen Dienst 
integriert werden? Diese Frage untersuchen Ronja Kempin und Barbara 
Lippert. Sie beschreiben aus der Perspektive des Jahres 2025 die damit ein-
hergehenden Chancen und Probleme. 
 
Foresight-Rückschau:  Der Beitrag von Dušan Reljić – über den »Wettlauf« 
zwischen nationalistischen und europäischen Integrationsvorstellungen 
in den albanisch besiedelten Gebieten des westlichen Balkan – nimmt eine 
Sonderstellung ein. Der Autor setzt sich kritisch mit einem Beitrag aus-
einander, den er 2011 für die damalige Foresight-Studie verfasst hat.7 
Ein solcher Rückblick dient dazu, im Sinne der Qualitätssicherung die 
Validität eigener Annahmen zu prüfen. Wichtig dafür ist der Blick von 
heute auf die damalige Situationsschilderung: Was waren seinerzeit die 
Kernaussagen? Wo besteht im Vergleich zu heute Kontinuität, wo liegen 
Unterschiede? Sind neue Faktoren hinzugekommen, haben andere an 
Bedeutung verloren? Insgesamt betrachtet stellt sich die Situation heute in 
der grundsätzlichen Entwicklungsrichtung unverändert dar. Allerdings 
verschärfen sich die politischen, sozialen und ökonomischen Dynamiken. 
Krise der Staatlichkeit: Territorialität, Problemlösungsfähigkeit 
und neue Handlungsoptionen 
In der Gesamtschau der Foresight-Situationen sticht eine Gemeinsamkeit 
hervor: Alle Beiträge thematisieren Herausforderungen von Staatlichkeit. 
Diese Herausforderungen treten in verschiedenen Ausprägungen auf. So 
geht es zum einen um die Territorialität von Staaten, konkret um bestehen-
de Staatsgrenzen, die – mehr oder minder explizit – infrage gestellt 
werden. Die von Reljić beschriebene Situation im westlichen Balkan ent-
steht durch den grenzüberschreitenden Zusammenschluss von Albanern. 
Aber auch die von Becker et al. geschilderte Entwicklung nach dem Erd-
beben in Tokio schließt mögliche Grenzveränderungen in Ostasien mit ein. 
 
7  Vgl. Dušan Reljić, »Vor erneuten Grenzverschiebungen im Westbalkan«, in: Perthes/ 
Lippert (Hg.), Ungeplant ist der Normalfall [wie Fn. 3], S. 31–34. 







Zum zweiten finden sich in den Beiträgen ganz unterschiedlich gelagerte 
funktionale Herausforderungen der Problemlösungsfähigkeit von Staaten. 
Das gilt etwa für die von Thimm und Brozus diskutierte Staatskrise in den 
USA, wo es nicht gelingt, Pathologien und Dysfunktionalitäten im Polizei- 
und Rechtswesen in den Griff zu bekommen. Fischer et al. führen die Auto-
nomiebestrebungen im russischen Fernen Osten unter anderem darauf 
zurück, dass sich die europäischen und asiatischen Teile des Landes öko-
nomisch auseinanderentwickeln und Moskau dies nicht ausgleicht. Schließ-
lich wird die von Rudloff und Simon thematisierte Nahrungsmittelkrise in 
Nordafrika durch eine Politik befördert, die die drohenden Versorgungs-
probleme nicht hinreichend berücksichtigt. Weder die betroffenen nord-
afrikanischen Staaten noch die EU haben diese Herausforderung der Ernäh-
rungssicherheit angemessen »auf dem Schirm«. 
Einige Beiträge thematisieren demgegenüber spezifische Antworten auf 
die Herausforderung etablierter Staatlichkeit. Kempin und Lippert be-
schreiben den Übergang nationalstaatlicher außenpolitischer Kompeten-
zen auf die supranationale EU-Ebene. Angenendt et al. skizzieren die Be-
dingungen, unter denen eine nationale Kraftanstrengung in Deutschland 
– flankiert von einer komplementären EU-Politik – zur Bewältigung der 
Flüchtlingskrise erfolgreich sein könnte. Dazu gehört die Umgestaltung 
des Verhältnisses zwischen Gesellschaft und Staat sowie zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen. Meier und Dickow schließlich gehen der Frage 
nach, ob der Absturz eines Nuklearwaffen transportierenden russischen 
Kampfflugzeugs über der Ukraine womöglich neue Kooperationsbereit-
schaft zwischen der Nato und Russland nach sich zieht. Die unzureichende 
Problemlösungsfähigkeit der Ukraine soll mithin durch eine konzertierte 
Zusammenarbeit der Großmächte kompensiert werden. 
Die in allen Beiträgen aufscheinende Krise der Staatlichkeit dürfte keine 
zufällige Gemeinsamkeit sein. Dass sowohl die vergleichsweise gefestigte 
OECD-Welt wie auch die mehr oder minder instabilen Staaten außerhalb 
davon vor umfassenden Herausforderungen stehen, verweist auf einen 
Befund der Governance-Forschung.8 Demnach wandeln sich Staaten zu-
sehends von Herrschaftsmonopolisten zu Herrschaftsmanagern. Vor allem 
unter Bedingungen fragiler, nichtkonsolidierter Staatlichkeit ist zu erwar-
ten, dass diese Transformation weiterhin mit krisenhaften Zuspitzungen 
einhergehen wird, deren Folgen bestehende Grenzen überschreiten. 
 
8  Vgl. Philipp Genschel/Bernhard Zangl, »Metamorphosen des Staates — vom Herrschafts-
monopolisten zum Herrschaftsmanager«, in: Leviathan, 36 (2008) 3, S. 430–454; Gunnar 
Folke Schuppert/Michael Zürn (Hg.), Governance in einer sich wandelnden Welt, Politische 
Vierteljahresschrift (PVS), Sonderheft 41, Wiesbaden 2008; Marianne Beisheim/Tanja A. 
Börzel/Philipp Genschel/Bernhard Zangl (Hg.), Wozu Staat? Governance in Räumen begrenzter 
und konsolidierter Staatlichkeit, Baden-Baden 2011; Thomas Risse (Hg.), Governance without a 
State? Policies and Politics in Areas of Limited Statehood, New York 2011; Stephan Leibfried/ 
Evelyn Huber/Matthew Lange/Jonah D. Levy/Frank Nullmeier/John D. Stephens (Hg.), 
The Oxford Handbook of Transformation of the State, Oxford 2015. 






Mississippi Blues: Staatskrise in den USA 
Johannes Thimm / Lars Brozus* 
USA, ein Freitagabend Ende Februar 2016: wie ein Lauffeuer verbreitet sich 
ein Video über die sozialen Medien. Aufgenommen wurde es in Meridian, 
einer Kleinstadt in Mississippi. Viel ist nicht zu erkennen auf den verwackel-
ten Bildern. Man sieht einen schwarzen Jugendlichen, der am Boden liegt. 
Ein Polizist presst ihm ein Knie in den Rücken und drückt sein Gesicht auf 
den Asphalt, während ein Kollege ihm Handschellen anlegt. Der benom-
men wirkende Junge wird schließlich aufgerichtet, in einen Streifenwagen 
verfrachtet und weggefahren. 
Erin und Kyle: Diametral entgegengesetzte Sichtweisen 
Erin kommt die ganze darauffolgende Nacht nicht von ihrem Laptop los. 
Seitdem bekannt wurde, dass der Junge kurz nach seiner Festnahme auf 
der Intensivstation im Anderson Regional Medical Center verstorben ist, 
zeigt ihr Twitter-Account ungewöhnlich viel Aktivität. Die Klinik will sich 
zur Todesursache nicht äußern, sondern das Ergebnis der Autopsie abwar-
ten. Für Erin ist dennoch klar: Erneut haben Polizisten einen unbewaff-
neten Schwarzen bei der Festnahme getötet, noch dazu einen Minder-
jährigen. Sie ist schockiert, aber nicht überrascht, denn seit dem Sommer 
2014 wird intensiv über Polizeigewalt gegen Schwarze berichtet.1 
Erin studiert am liberalen Vassar College in New York. Die meisten ihrer 
Kommilitonen stammen aus wohlhabenden Familien, darunter auch An-
gehörige von Minderheiten. Nur wenige sind auf Stipendien angewiesen. 
Deren Berichte darüber, wie es ist, in Stadtvierteln aufzuwachsen, in denen 
die Polizei als Bedrohung wahrgenommen wird, entrüsten Erin jedoch zu-
tiefst.2 Sie will, dass die Bundespolitik endlich durchgreift, um die vielfälti-
gen Diskriminierungen zu beenden. 
Kyle beunruhigen die Abendnachrichten, die er zuhause in Fort Worth, 
Texas, sieht. Auf Fox News ereifert sich Moderator Sean Hannity über die 
Reaktionen führender Demokraten und Bürgerrechtsaktivisten auf die 
Ereignisse in Meridian. Hannity wirft ihnen vor, eine Tragödie politisch zu 
instrumentalisieren, indem sie die Schuld der Polizei zuschreiben. Sie 
 
*  Die Autoren danken Florian Gawehns für Rechercheunterstützung. 
1  Internationales Aufsehen lösten zum Beispiel die Tötungen Eric Garners (17.7.2014, 
New York), Michael Browns (9.8.2014, Ferguson) und Freddie Grays (12.4.2015, Baltimore) 
aus. 2015 wurden in den USA im Schnitt mehr als zwei Menschen pro Tag durch die Poli-
zei erschossen. Fortlaufend aktualisierte Übersichten stellen die Washington Post und der 
Guardian bereit, vgl. <www.washingtonpost.com/graphics/national/police-shootings/> (Zu-
griff am 13.10.2015) und <www.theguardian.com/us-news/series/counted-us-police-killings> 
(Zugriff am 23.9.2015). 
2  Vgl. das Dossier »Stop and Frisk Policy – New York City Police Department«, New York 
Times, <http://tinyurl.com/83md7ln> (Zugriff am 23.9.2015). 







könnten wenigstens das Ergebnis der Ermittlungen abwarten, denkt Kyle, 
aber nein: wann immer ein unbewaffneter Nicht-Weißer während eines 
Einsatzes zu Tode kommt, werden die beteiligten Polizisten als Mörder vor-
verurteilt. Die Unschuldsvermutung scheint nicht mehr zu gelten. 
Kyle missfällt diese Entwicklung. Er weiß um die gefährliche Arbeit der 
Gesetzeshüter, sein Bruder ist selbst bei der texanischen Polizei. Statt diese 
Arbeit zu honorieren, leitet das US-Justizministerium unter Präsident 
Obama immer wieder Untersuchungen ein, wenn die lokalen Behörden 
keine Anklage gegen Polizisten erheben, die in Todesfälle verwickelt sind. 
Überhaupt mischt sich Washington immer stärker in die Angelegenheiten 
der Einzelstaaten ein. Von der gleichgeschlechtlichen Ehe über den Um-
gang mit illegalen Einwanderern bis zum Waffenrecht und der Zusam-
mensetzung der Polizeikräfte, alles will die Bundesregierung diktieren. Für 
Kyle sind dies gefährliche Kompetenzüberschreitungen auf dem Weg zur 
Tyrannei. Er versteht sein Land nicht mehr. 
Unruhen in Mississippi: Die Bundesregierung greift ein 
Mehr als ein Drittel der Bewohner Mississippis sind Schwarze. Für sie ist 
das jüngste Ereignis symptomatisch für eine lange Reihe von Schikanen 
und Willkür, die sie durch die überwiegend weiße Polizei und Justiz er-
leiden. So ermittelte das US-Justizministerium 2011/12 gegen die Polizei in 
Meridian wegen der systematischen Verletzung von Bürgerrechten, da 
schwarze Jugendliche wegen Nichtigkeiten routinemäßig verhaftet und 
tagelang inhaftiert wurden.3 Entsprechend wütend sind die Reaktionen 
auf den aktuellen Vorfall. In Meridian und Jackson, der Hauptstadt Missis-
sippis, finden Demonstrationen statt. Zugereiste politische Aktivisten, von 
denen viele bereits bei den Protesten in New York, Ferguson und Baltimore 
dabei waren, unterstützen die lokalen Organisatoren.4 Sie prangern die 
Polizeigewalt an, der Schwarze, gemessen an ihrem Bevölkerungsanteil, 
mehr als doppelt so häufig wie Weiße zum Opfer fallen.5 Der Organisa-
tionsgrad der Aktivisten erhöht sich mit jedem Vorfall. 
Doch nicht alle suchen die Verantwortung bei der Staatsmacht. Missis-
sippis Gouverneur Phil Bryant stellt sich demonstrativ hinter die lokale 
Polizei.6 Als es mehrere Nächte hintereinander zu Krawallen und Plünde-
 
3  Vgl. »Justice Department Releases Investigative Findings Showing Constitutional Rights 
of Children in Mississippi Being Violated«, The United States Department of Justice, Office of Pub-
lic Affairs (online), 10.8.2012, <http://1.usa.gov/1FBnguL> (Zugriff am 23.9.2015). 
4  Vgl. Steven Hsieh /Raven Rakia, »After #Ferguson: The Protests that Followed the Police 
Shooting of Michael Brown Created a Network of Youth in Revolt«, in: The Nation, 
27.10.2014, S. 18–21. 
5  Der Anteil unbewaffneter Schwarzer, die durch die Polizei getötet wurden, ist im Ver-
gleich zu unbewaffneten weißen Todesopfern nochmals höher, vgl. The Guardian [wie Fn. 1]. 
6  Bryant zählt zu den konservativsten Gouverneuren der USA, vgl. Nate Silver, »In State 
Governments, Signs of a Healthier G.O.P.«, in: New York Times (online), 16.4.2013, <http:// 
nyti.ms/1V6HfHR>. Er ist ein scharfer Kritiker Obamas, siehe z.B. sein Schreiben an den 
Präsidenten vom 18.7.2014, <www.governorbryant.com/wp-content/uploads/2014/07/Letter-
to-President-Obama-Concerning-Illegal-Immigration.pdf>, sowie Shushannah Walshe, »Seve-







rungen in Jackson kommt, verhängt er eine Ausgangssperre, die durch 
einen massiven Polizeieinsatz durchgesetzt wird. Zudem weist Bryant Prä-
sident Obamas Kritik am Vorgehen der örtlichen Polizei zurück und ver-
bittet sich jede Einmischung. Dabei kann er sich der Rückendeckung durch 
die weiße, überwiegend konservative Bevölkerung Mississippis gewiss sein, 
in der das Misstrauen gegenüber Obama weit verbreitet ist.7 
Als bei einer Demonstration in Jackson ein zweiter Todesfall zu bekla-
gen ist, beschließt die Bundesregierung, direkt einzugreifen, um eine lan-
desweite Eskalation zu verhindern. Obama äußert sich besorgt über den 
Zusammenbruch von Gesetz und Ordnung in Mississippi und ordnet den 
Einsatz der Nationalgarde an.8 Vorbild ist das Vorgehen Präsident Ken-
nedys 1962 während der Rassenunruhen an der University of Mississippi.9 
Gouverneur Bryant indes will sich damit nicht abfinden und wirft 
Obama Verfassungsbruch vor.10 Die Gouverneure von Texas, Alabama und 
Tennessee erklären ihre Solidarität mit Bryant. Der von den Republikanern 
kontrollierte Kongress Mississippis verabschiedet eine Resolution, die An-
ordnungen des Präsidenten, denen der US-Kongress nicht zugestimmt hat, 
jede Unterstützung durch die Landesregierung versagt.11 In der National-
garde kommt es vereinzelt zu Befehlsverweigerungen, die Polizeikräfte 
Mississippis sind sich uneins über das weitere Vorgehen. Daraufhin schlägt 
Verteidigungsminister Carter Obama vor, über den Einsatz regulärer 
Armee-Einheiten nachzudenken. 
 
ral State Legislators Say No to Federal Gun Control Laws«, abcNews (online), 17.1.2013, 
<http://tinyurl.com/bcqwgjv> (Zugriff jeweils am 15.10.2015). Anfang 2013 forderte Bryant 
den Kongress Mississippis dazu auf, ein Gesetz zu verabschieden, das vermeintlich ver-
fassungswidrige Exekutivanordnungen des Präsidenten für illegal erklärt. Dabei ging es 
um schärfere Waffenkontrolle, vgl. <http://twitpic.com/bvq96z> (Zugriff am 15.10.2015). 
7  Knapp 49 Prozent der 2014 von Gallup in Mississippi Befragten beschrieben ihre poli-
tischen Ansichten als konservativ – Spitzenwert in den USA, vgl. <http://tinyurl.com/ 
6uas895>. 2012 war mehr als die Hälfte der republikanernahen Wähler Mississippis der 
Überzeugung, dass Obama Moslem sei, vgl. David Meeks, »Poll: Obama’s a Muslim to 
Many GOP Voters in Alabama, Mississippi«, in: Los Angeles Times (online), 12.3.2012, <http:// 
tinyurl.com/855hmst> (Zugriff jeweils am 15.10.2015). 
8  Nach Titel 10 (»Armed Forces«) §12406 des United States Code (U.S.C.) kann der Präsi-
dent die Nationalgarden der Einzelstaaten zum Bundeseinsatz verpflichten, vgl. <http:// 
1.usa.gov/1MrGmlE> (Zugriff am 15.10.2015). 
9  1962 kam es anlässlich der Immatrikulation des ersten schwarzen Studierenden an der 
University of Mississippi zu Unruhen. Kennedy stellte die Nationalgarde unter Bundes-
befehl und setzte Bundestruppen ein, um die Einschreibung zu ermöglichen, vgl. 
<http://microsites.jfklibrary.org/olemiss/home> (Zugriff am 23.9.2015). 
10  Der Kongress von Mississippi protestierte 1962 gegen die »Invasion des souveränen 
Staates Mississippi« durch Bundestruppen und die Unterstellung der Nationalgarde unter 
Bundeskommando. Auf diese Argumentation wird zurückgegriffen, vgl. <http://microsites. 
jfklibrary.org/olemiss/aftermath/doc1.html> (Zugriff am 23.9.2015). 
11  Arizonas Repräsentantenhaus verabschiedete 2015 eine ähnliche Resolution, die im 
Senat auf unbestimmte Zeit vertagt wurde, vgl. Arizona House Bill 2368, 17.3.2015, sowie 
Colbert I. King, »Encouraging a Rebellion against Obama«, in: Washington Post, 5.4.2015, 
S. A17. 







Bedingungen der Eskalation 
Die strukturelle Diskriminierung von Minderheiten durch das Polizei- und 
Justizwesen und die ökonomische Ungleichheit aus der Ära der Rassentren-
nung wirken in den USA bis heute fort.a So haben sich die Einkommensunter-
schiede zwischen Schwarzen und Weißen seit Ende der 1960er Jahre kaum 
verringert.b Inzwischen liegen allerdings deutlich mehr wissenschaftliche Er-
kenntnisse und öffentlich zugängliche Informationen über diese Missstände 
vor.c Die Allgegenwart von Kameras und die sozialen Medien erlauben die 
Dokumentation und Verbreitung von Informationen über Polizeigewalt in 
bisher ungekanntem Ausmaß. Grundsätzlich verstärkt die Ausdifferenzierung 
des Informationsangebots im Internetzeitalter die Fragmentierung von Sicht-
weisen und Meinungen. Radikale Ansichten können sich auf isolierten »Wahr-
nehmungsinseln« einrichten. Zwischen unterschiedlichen Weltanschauungen 
gibt es nur wenig Austausch; anstatt sich am Widerspruch zu reiben, suchen 
sich die Bürger Informationsangebote, die ihre bestehende Auffassung bestäti-
gen. Zum Teil bedingt durch diese Entwicklung, ist die ideologische und partei-
politische Polarisierung in den USA in einem Maße ausgeprägt wie seit 1945 
nicht mehr.d Dass ein Teil der weißen Wähler den demographischen und 
sozialen Wandel in den USA, der sich im Anstieg des Anteils der nichtweißen 
Bevölkerung sowie in der Liberalisierung gesellschaftlicher Werte zeigt, als 
Bedrohung empfindet, verfestigt die Polarisierung.e Die Wechselwirkungen 
zwischen diesen Trends führen zu einer Erosion des gesellschaftlichen Grund-
konsenses. Die Bereitschaft zur konstruktiven parteiübergreifenden Zusam-
menarbeit, die notwendig ist, damit das stark auf Kompromissen basierende 
politische System der USA funktioniert, befindet sich auf einem Tiefstand. 
Während die Erwartungen an die Politik, gegen Missstände vorzugehen, zu-
genommen haben, sind deren Möglichkeiten, weitreichende Reformen durch-
zuführen, geringer geworden. Diese Diskrepanz zwischen Erwartungen und 
Möglichkeiten belastet insbesondere die Regierung Obama, an die sich im 
Hinblick auf den Abbau struktureller politischer, sozialer und ökonomischer 
Asymmetrien viele Hoffnungen geknüpft haben. Enttäuschte Hoffnungen auf 
einen solchen Wandel können indes ein wesentlicher Treiber sozialer Un-
ruhen sein – und zwar auch in konsolidierten Demokratien. 
 
a  Vgl. Ta-Nehisi Coates, »The Case for Reparations«, in: The Atlantic, Juni 2014, <www. 
theatlantic.com/magazine/archive/2014/06/the-case-for-reparations/361631> (Zugriff am 
23.9.2015). 
b  Vgl. Michael A. Fletcher, »Fifty Years after March on Washington, Economic Gap between 
Blacks, Whites Persists«, in: Washington Post, 28.8.2013, <http://wapo.st/17hLgAz> (Zugriff am 
23.9.2015). 
c  Vgl. Jill Lepore, »Richer and Poorer: Accounting for Inequality«, in: The New Yorker, 
16.3.2015, <http://tinyurl.com/maq4o4s>, sowie John Cassidy, »Is America an Oligarchy?«, 
in: The New Yorker, 18.4.2014, <http://tinyurl.com/mlnaou8> (Zugriff jeweils am 23.9.2015). 
d  Vgl. Matthew Yglesias, »American Democracy Is Doomed«, Vox, 8.10.2015, <http://tinyurl. 
com/p49bf7f> (Zugriff am 16.10.2015). 
e  Vgl. Matthew W. Hughey, »White Backlash in the ›Post-racial‹ United States«, in: Ethnic and 
Racial Studies Review, 37 (2014) 5, S. 721–730. 







Eskalation im Vorwahlkampf 
Während die eine Hälfte des Landes die Demonstrationen als legitimen 
Protest gegen Rassismus und Polizeiwillkür ansieht, hat die andere kein 
Verständnis für die täglichen Kundgebungen, die immer wieder in gewalt-
samen Auseinandersetzungen enden. Die Vorwahlen der Republikaner zur 
Präsidentschaftswahl 2016, die am 1. März in zahlreichen Staaten stattfin-
den, stehen ganz im Zeichen dieser Ereignisse. Ihre Kandidaten übertreffen 
sich gegenseitig in der Kritik an Obamas Umgang mit der Krise. Jeb Bush 
wirft dem Amtsinhaber Führungsschwäche vor. Ted Cruz kritisiert, dass 
der Präsident die Rechte der Staaten mit Füßen trete und den Chaoten auf 
den Straßen Auftrieb verschaffe. Donald Trump macht durch rassistische 
Kommentare von sich reden. Der sogenannte Super-Tuesday bringt jedoch 
keine Entscheidung darüber, wer Präsidentschaftskandidat der Republika-
ner wird. 
In den folgenden Wochen weiten sich die Proteste aus. Sie richten sich 
nicht mehr nur gegen Polizeigewalt. Die Menschen auf der Straße erheben 
nun auch allgemeinpolitische Forderungen, vor allem nach dem Abbau 
ökonomischer Ungleichheit. Als es bei Demonstrationen in Detroit, Jack-
son, St. Louis und Los Angeles zu Schießereien kommt, warnt Justizminis-
terin Lynch vor Anarchie. Schließlich muss die für den 8. März in Missis-
sippi geplante Vorwahl abgesagt werden, weil die öffentliche Sicherheit 
nicht gewährleistet werden kann. Daraufhin gibt Obama den Befehl zum 
Einsatz der US-Armee.12 
Die Opposition im US-Kongress tobt. Die Republikaner stellen sich ge-
schlossen auf die Seite der Regierung Mississippis. Besonders die Anhänger 
der Tea Party sprechen von Verfassungsbruch. Sie stellen einen Eilantrag 
vor dem Obersten Gerichtshof und bereiten ein Impeachment-Verfahren 
gegen Obama vor. Konservative Medien, die sich darüber empören, wie die 
Bundesregierung vorgeht, unterstützen ihre Sache. Die ständige Unterstel-
lung der Waffenlobby, der Präsident wolle das Recht auf Waffenbesitz aus-
hebeln, leistet Verschwörungstheorien Vorschub.13 Das FBI registriert ver-
stärkte Aktivitäten bei rechtsgerichteten Milizen und bewaffneten Grup-
pen, die sich als Hüter der Freiheit gegen die Tyrannei der Zentralregie-
rung sehen.14 Schließlich kommt die reguläre Bundespolitik vollkommen 
 
12  Auch bei diesem Schritt ist Kennedy Vorbild für Obama, insbesondere die Exekutiv-
anordnung 11053 vom 30.9.1962 auf der Grundlage von U.S.C. Title 10, Subtitle A, Part I, 
Chapter 15: Insurrection. Als Grund für den Einsatz von Bundestruppen in Mississippi 
wurde in jener Anordnung die Hilfe genannt, die nötig sei, um eine unrechtmäßige 
Behinderung der Justiz zu beseitigen, vgl. <http://1.usa.gov/1LPJNIh> (Zugriff am 
15.10.2015). 
13  Vgl. Clyde Haberman, »Memories of Waco Siege Continue to Fuel Far-Right Groups«, 
in: New York Times, 12.7.2015, <http://nyti.ms/1Hpb1jF> (Zugriff am 23.9.2015). 
14  Vgl. Adam Nagourney, »A Defiant Rancher Savors the Audience That Rallied to His 
Side«, in: New York Times, 23.4.2014, S. A1, <http://nyti.ms/1fs2xIO>, sowie Charles Kurz-
man/David Schanzer, »The Growing Right-Wing Terror Threat«, in: New York Times, 
16.6.2015, S. A27, <http://nyti.ms/1MHqhcP> (Zugriff jeweils am 15.10.2015). 







zum Erliegen. Während die Armee strategisch wichtige Punkte in Missis-
sippi besetzt, geht das gesamte Land einer schweren Staatskrise entgegen.15 
Internationale Reaktionen 
Das globale Medienecho ist gewaltig. Weltweit berichten Nachrichten-
sender rund um die Uhr über die Situation in den USA. Russland empfiehlt 
Washington, sich auf die Lösung innerer Konflikte zu konzentrieren, 
anstatt den Weltpolizisten zu spielen. Ägypten und die Türkei fordern die 
Einhaltung internationaler Menschenrechtsstandards gegenüber den De-
monstrierenden. Die Verbündeten Washingtons fragen sich, wie effektiv 
die USA ihre Rolle als Sicherheitsgarant unter diesen Umständen noch aus-
füllen können. Da die Aufmerksamkeit der politischen Führung in Washing-
ton komplett von den inneren Unruhen absorbiert ist, wächst die Angst vor 
Provokationen in den zahlreichen Krisenregionen rund um den Globus. 
Während die einen eine außenpolitische Lähmung fürchten, sorgen sich 
andere, die USA könnten in militärischen Aktionismus verfallen, um von 
den innenpolitischen Problemen abzulenken. 
Viele Europäer sind über die Zuspitzung der Lage in den USA schockiert. 
Sie fragen sich, ob eine ähnliche Entwicklung auf dem alten Kontinent eben-
falls möglich wäre. Debatten über den Niedergang der USA und die Folgen 
einer Abwendung Washingtons von Europa wurden in den letzten Jahr-
zehnten immer wieder geführt. Nun stellt sich die Frage nach den Konse-
quenzen solcher Gedankenspiele mit neuer Dringlichkeit. Gestärkt sehen 
sich diejenigen, die für ein eigenständiges globales Profil der EU und eine 
unabhängige Politik plädieren. Ihr Argument, dass der Abbau politischer, 
ökonomischer und sozialer Ungleichheiten überfällig sei, wenn »amerika-
nische Verhältnisse« vermieden werden sollen, findet zusehends Gehör. 
 
 
15  Das Szenario eines bewaffneten Aufstands rechtsgerichteter Milizen gegen die Zen-
tralregierung behandeln Kevin Benson/Jennifer Weber, »Full Spectrum Operations in the 
Homeland: A ›Vision‹ of the Future«, in: Small Wars Journal, 8 (25.7.2012) 7, <http://tinyurl. 
com/pegmjje> (Zugriff am 23.9.2015). 






Asien-Pazifik: Ein Erdbeben erschüttert das 
geopolitische Gleichgewicht 
Christian Becker / Hanns Günther Hilpert / Hanns W. Maull / Alexandra Sakaki 
Am 17. Juni 2016 um die Mittagszeit wird Tokio von einem heftigen Erd-
beben der Stärke 7,3 erschüttert. Die unmittelbaren Konsequenzen sind 
verheerend: 15 000 Menschen kommen bei der Katastrophe ums Leben; 
trotz hoher Baustandards geraten viele Gebäude in Brand oder stürzen ein, 
so dass Transportwege blockiert und Bergungseinsätze erschwert werden. 
Damit nicht genug: Beijing sieht unverhofft die Chance, dem Ziel der 
eigenen Vormachtstellung in Asien einen entscheidenden Schritt näher zu 
kommen und gleichzeitig im Territorialkonflikt mit Japan um die Senkaku-
Inseln (chin. Diaoyu) neue Fakten zu schaffen. Dadurch geraten auch 
Deutschland und Europa unter Handlungszwang. 
Aus heiterem Himmel kam das Unglück nicht. Japanische Experten 
haben die Wahrscheinlichkeit eines Erdbebens der Stärke 7,0 oder höher 
mit maximal 70 Prozent für den Zeitraum bis 2016 und mit maximal 
98 Prozent bis 2041 taxiert.1 In den ersten Tagen nach der Katastrophe 
wirkt die Regierung in Tokio wie gelähmt. Sie ist kaum handlungsfähig, da 
Kommunikationskanäle zusammengebrochen und wichtige Regierungs-
gebäude nicht mehr nutzbar sind. Zwar befindet sich im 30 Kilometer 
westlich von Tokio gelegenen Tachikawa ein alternatives Krisenzentrum 
der Regierung, das aber ebenfalls beschädigt und zunächst nicht einsatz-
fähig ist. Derweil gerät die Währung des Landes trotz Repatriierung 
japanischen Auslandsvermögens unter massiven Abwertungsdruck, den die 
Fed, die Europäische Zentralbank und andere Zentralbanken mehr schlecht 
als recht abzumildern suchen. Angesichts der schwer ermessbaren Wieder-
aufbaukosten und der öffentlichen Überschuldung schnellen die Anleihe-
zinsen nach oben, der Staat steht vor der Insolvenz. Auch die internatio-
nalen Aktien- und Finanzmärkte reagieren nervös. 
Wie schon nach den letzten beiden großen Erdbeben 1995 und 2011 
erlebt Japan eine Welle der Solidarität und Hilfsbereitschaft. Tausende 
Bürger aus dem ganzen Land engagieren sich bei Rettungs- und Aufräum-
arbeiten. Der Bündnispartner USA kündigt an, 24 000 Soldaten für die 
Katastrophenhilfe zu mobilisieren. Rasch wird jedoch auch heftige Kritik 
laut: Nach den letzten zwei starken Beben, so heißt es, hätte sich die Regie-
rung viel konsequenter darum bemühen müssen, verschärfte Bauvorschrif-
ten durchzusetzen und vorbeugende Maßnahmen zu ergreifen. Die Regie-
rung selbst wirkt verunsichert und paralysiert, doch immer wieder gibt es 
aus ihren Reihen auch nationalistische Wutausbrüche und Versuche, von 
der Mitverantwortung für die Folgen des Bebens abzulenken. 
 
1  Elizabeth Yuan, »Tokyo Sees High Quake Probability, Scientists Warn«, CNN, 27.1.2012, 
<http://edition.cnn.com/2012/01/24/world/asia/tokyo-quake-forecast> (Zugriff am 23.9.2015). 







Chinas doppeltes Spiel 
Nur Stunden nach den tektonischen Erschütterungen bekundet Chinas 
Staatspräsident Xi Jinping seine tiefe Betroffenheit und bietet Japan an, 
den Wiederaufbau des Landes aus Mitteln der neuen Asian Infrastructure 
Investment Bank (AIIB) und mit eigenen Krediten massiv zu unterstützen. 
Allerdings berichten Devisenhändler in Hongkong, dass im Auftrag nicht 
näher bezeichneter chinesischer Institutionen größere Posten japanischer 
Staatsanleihen verkauft wurden. Beunruhigender noch ist die wachsende 
Zahl chinesischer Fischerboote, die in Japans umstrittene Hoheitsgewässer 
um die Senkaku-Inseln eindringen.2 Einige Boote landen sogar auf der 
Inselgruppe, angeblich wegen technischer Schwierigkeiten oder medizini-
scher Notfälle an Bord. Als japanische Sicherheitskräfte versuchen, die an 
Land gegangenen Besatzungen der Fischerboote festzunehmen, erhalten 
diese Verstärkung von ihren Kollegen. Zugleich warnt ein in der Nähe 
kreuzendes Schiff der chinesischen Küstenwache die japanische Seite da-
vor, gegen die Fischer vorzugehen. Die japanische Radarstation auf der 
Insel Yonaguni, 150 Kilometer südlich der Senkaku-Inseln, meldet chine-
sische Kampfflugzeuge nahe dem Luftraum um die Inselgruppe. In chinesi-
schen Online-Netzwerken und auf Twitter tauchen Bilder auf, die Range-
leien zwischen den Fischern und japanischen Ordnungskräften zeigen. An-
gesichts dieser Vorfälle wagt Tokio keine weiteren Schritte. Auf der Insel-
gruppe richten sich die chinesischen Staatsangehörigen nun ein und leis-
ten passiven Widerstand, eine Pattsituation entsteht. Regierungsvertreter 
in Tokio äußern die Vermutung, es handele sich nicht um Fischer, sondern 
um getarnte Spezialkräfte des chinesischen Militärs. 
Währenddessen kommt die Wiederinstandsetzung der japanischen Tele-
kommunikations-Infrastruktur nur schleppend voran. Wesentliche Knoten-
punkte arbeiten auch nach den ersten notdürftigen Reparaturen nicht so 
zuverlässig wie erhofft. Kommentatoren in den USA vermuten, die vermin-
derte Leistungsfähigkeit der elektronischen Netzwerke sei das Resultat ko-
ordinierter Cyberangriffe. Angeblich führen Spuren dieser Attacken in die 
Volksrepublik China. Diese wolle sich, glauben amerikanische Cyberexper-
ten, die physischen Zerstörungen zunutze machen, um Japans Erholung 
hinauszuzögern und sich so mehr Spielraum für eine Machtverschiebung 
in der Region zu eröffnen. Die chinesische Führung weist solche Anschul-
digungen empört zurück und entgegnet, China habe dem japanischen 
Volk substantielle Katastrophenhilfe angeboten. 
 
2  Zum Konflikt um die Senkaku-Diaoyu-Inseln vgl. Nadine Godehardt/Alexandra Sakaki/ 
Gudrun Wacker, »Sino-japanischer Inselstreit und europäische Beiträge zur Deeskala-
tion«, in: Volker Perthes/Barbara Lippert (Hg.), Ungeplant bleibt der Normalfall. Acht Situatio-
nen, die politische Aufmerksamkeit verdienen, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Politik, Septem-
ber 2013 (SWP-Studie 16/2013), S. 24–28, <www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/ 
studien/2013_S16_prt_lpt.pdf> (Zugriff am 9.10.2015). 







Reaktionen aus dem asiatisch-pazifischen Raum 
Aufgrund der geschilderten Ereignisse zeichnet sich eine schwerwiegende 
Verschiebung der strategischen Kräfteverhältnisse in Ostasien ab. Die US-
Regierung geht davon aus, dass Beijing die Gelegenheit nutzt, die Regional-
ordnung in seinem Sinne umzugestalten und mit Hilfe asymmetrischer 
Strategien die Kontrolle über die umstrittenen Senkaku-Inseln zu erlangen. 
Washington bezweifelt überdies, dass die japanische Regierung in der Lage 
ist, sich den chinesischen Übergriffen entschlossen zu widersetzen. 
Zwar reagieren einige südostasiatische Staaten sowie Australien und 
Indien alarmiert, doch gibt es auch Anzeichen dafür, dass sich selbst diese 
Länder mit den sich anbahnenden geopolitischen Veränderungen zugun-
sten Chinas arrangieren könnten. Russland betont, wie wichtig es sei, den 
Streit »bilateral« und ohne »Einmischung von außen« beizulegen – an-
gesichts der eingeschränkten japanischen Optionen kommt diese Haltung 
einer Parteinahme für China gleich. Auch in den USA warnen viele Stim-
men davor, Beijing zu energisch entgegenzutreten: Um die internatio-
nalen Devisen- und Finanzmärkte zu stabilisieren, sei eine reibungslose Ko-
operation der wichtigsten Zentralbanken unabdingbar. Daher dürfe man 
das gute Zusammenwirken mit der chinesischen Zentralbank nicht leicht-
fertig aufs Spiel setzen. Dagegen schlägt der republikanische Präsident-
schaftskandidat im Wahlkampf einen schärferen Ton an. Amerika müsse 
sich entschieden gegen die chinesischen Übergriffe wenden und dem Ver-
bündeten Japan in dieser schwierigen Lage zur Seite stehen. Ein US-Regie-
rungssprecher verkündet daraufhin, Beijings doppeltes Spiel sei inakzepta-
bel und Washington prüfe Sanktionsmaßnahmen. Gleichzeitig bemüht sich 
die Obama-Administration verzweifelt, China in multilaterale Anstrengun-
gen zur Bewältigung der weltwirtschaftlichen Krisensymptome einzubin-
den. Washington sucht deshalb nach Verbündeten, die mäßigend auf Bei-
jing einwirken und seine Kooperationsbereitschaft fördern könnten. 
Handlungsoptionen für Deutschland 
Die Bundesregierung steckt in einer komplizierten Situation. Nach ihrer 
Einschätzung ist China in der Tat bestrebt, den Status quo in Ostasien ein-
seitig zu verändern. Dies würde die infolge des Ukraine-Konflikts ohnehin 
brüchige internationale Ordnung weiter untergraben. Allerdings sind sich 
die deutschen Beobachter nicht einig, ob Beijing die Risiken seiner Politik 
richtig eingeschätzt hat oder vielmehr nach gesichtswahrenden Möglich-
keiten für ein Zurückstecken sucht. Die US-Regierung drängt auf europäische 
Unterstützung und erwartet dabei von Deutschland, dass es eine Führungs-
rolle übernimmt. Zugleich sorgen sich viele in Berlin um die über Jahre 
hinweg sorgfältig aufgebauten guten Beziehungen zu China. Sie befürch-
ten wirtschaftliche Nachteile für den Fall, dass sich das Verhältnis trübt. 
Drei Optionen zeichnen sich für die Bundesregierung in dieser Lage ab: 
erstens die Fortsetzung der bisherigen Politik, bei der sich Deutschland aus 
dem Territorialkonflikt so gut wie möglich herauszuhalten sucht, zwei-







tens eine harte Linie, die auf der Überzeugung fußt, dass Chinas Vorgehen 
die regionale und internationale Ordnung stark gefährdet, und drittens 
eine Politik des sanktionsbewehrten Dialogs als mittlere Linie. 
Wird die bisherige Politik beibehalten, dürfte dies nicht nur die Beziehun-
gen zu Japan und den USA erheblich beeinträchtigen. Es würde auch dem 
grundlegenden deutschen Interesse an einer funktionsfähigen internatio-
nalen Ordnung zuwiderlaufen. Fraglich wäre zudem, ob Beijing eine solche 
Beschwichtigungspolitik honorieren würde. Denn sie könnte auch zur Folge 
haben, dass Berlins Position in China auf Dauer geschwächt wird. Verfolgt 
Berlin dagegen eine harte Linie, sind Einbußen für die deutsche Wirtschaft 
zu befürchten. Überdies werden Beijing möglicherweise gesichtswahrende 
Zugeständnisse erschwert, so dass die Krise weiter eskalieren könnte. 
Diese Überlegungen sprächen für einen sanktionsbewehrten Dialog. Die 
Prämisse der Bundesregierung dafür würde lauten, dass eine gewaltsame 
Veränderung des Status quo – also der faktischen Kontrolle Japans über die 
Senkaku-Inseln bei gleichzeitig ungeklärtem völkerrechtlichem Status – 
aus deutscher Sicht nicht akzeptabel sei. Zudem würde Berlin Wirtschafts-
sanktionen für den Fall befürworten, dass sich die chinesischen Fischer 
nicht von der Inselgruppe zurückziehen. Sanktionen könnten beispielsweise 
Einschränkungen bei chinesischen Investitionen in Deutschland und deut-
schen Technologie-Exporten nach China umfassen. Zugleich würde die 
deutsche Diplomatie möglichst breite internationale Unterstützung für 
diese Position zu mobilisieren suchen. Sie würde sich dafür starkmachen, 
vor allem mit solchen Staaten in der Region (wie Australien und ASEAN-
Staaten) zusammenzuarbeiten, die vom chinesischen Vorgehen ebenfalls 
betroffen sind und eine ähnliche Politik wie Deutschland favorisieren. 
Präventionsmaßnahmen 
Was könnte, was sollte die Bundesregierung tun, um den politischen Risi-
ken dieses Szenarios vorzubeugen? Wirkungsvolle Präventionsmaßnahmen 
müssten von den betroffenen Staaten selbst eingeleitet werden. Deutsch-
land hat nur begrenzte Möglichkeiten, die drei wichtigsten Beteiligten 
China, Japan und die USA zu beeinflussen. Dennoch kann und sollte Berlin 
vor allem in Tokio und Beijing darauf hinwirken, den Territorialkonflikt 
zu entschärfen und vertrauensbildende Maßnahmen zu ergreifen. Hierfür 
könnten beispielsweise die chinesisch-japanischen Vereinbarungen von 
2008 wiederbelebt werden, die vorsehen, dass Gas- und Ölvorkommen in 
Teilen des Ostchinesischen Meeres gemeinsam erschlossen werden sollen. 
Internationale Beobachtergruppen könnten die Umsetzung begleiten und 
für Transparenz sorgen. Deutschland könnte in diesen Zusammenhängen 
seine guten Dienste anbieten und europäische Erfahrungen einbringen. 
Auch hier sollte Berlin zweigleisig fahren. So sollte die Bundesregierung 
sich zum einen um bilaterale Gespräche sowie gemeinsame Positionen 
und Initiativen der EU bemühen. Zum anderen sollte sie erkunden, welche 
Chancen bestehen, Koalitionen mit anderen Staaten in der Region und in 
multilateralen Kontexten wie dem Asia-Europe Meeting (ASEM) zu bilden. 






Der Ukraine-Konflikt und die Gefahr 
nuklearer Zwischenfälle 
Oliver Meier / Marcel Dickow 
Im Juli 2016 stürzt ein russischer Mittelstreckenbomber des Typs Tupolew 
Tu-22 über dem Osten der Ukraine ab. Das Flugzeug befand sich offenbar 
auf dem Weg vom russischen Luftwaffenstützpunkt und Nuklearwaffen-
depot Belgorod-22 zur Halbinsel Krim.1 Beim Flug entlang der ukrainisch-
russischen Grenze versagten die Triebwerke, und die Maschine zerschellte 
auf ukrainischem Boden. Die drei russischen Besatzungsmitglieder kamen 
ums Leben. 
Die etwa 10 Kilometer von der russischen Grenze entfernte Absturzstelle 
in der Nähe der ukrainischen Großstadt Charkiw wird von Streitkräften der 
Ukraine gesichert. Diese messen eine erhöhte radioaktive Strahlung. Später 
werden vier taktische Atomsprengköpfe nahe der Absturzstelle gefunden. 
Alle Waffen sind beschädigt; bei einem Gefechtskopf ist es zur Explosion 
der konventionellen Sprengladung gekommen, ohne dass eine Kettenreak-
tion eingetreten wäre. Allerdings wurde spaltbares Material freigesetzt. 
Die ukrainische Regierung gibt die Informationen über die Atomwaffen-
funde an die USA weiter. Washington informiert daraufhin unter höchster 
Geheimhaltung die Nato-Verbündeten. 
Wegen der bestehenden Explosionsgefahr zieht Kiew amerikanische 
Atomwaffen-Experten zur Sicherstellung und Bergung der Sprengköpfe 
heran. Soldaten der Delta Force, einer amerikanischen Eliteeinheit, die für 
die Bergung havarierter Atomwaffen zuständig ist, sichern die Unfallstelle. 
Die US-Spezialisten können die Sicherheit der drei weniger stark beschä-
digten Atomwaffen herstellen, so dass deren Abtransport im Prinzip mög-
lich wäre. Allerdings sprechen sich die Experten dafür aus, russische Spe-
zialkräfte einzubeziehen. Diese sollen Hilfestellung leisten, wenn die vierte 
Waffe geborgen und das verstrahlte Gebiet dekontaminiert wird. 
Eskalationspotential 
In Reaktion auf den Absturz erklärt der Kreml zunächst nur, dass ein russi-
scher Kampfbomber während eines Routineflugs über eigenem Territorium 
technische Schwierigkeiten bekommen habe und auf ukrainischem Gebiet 
abgestürzt sei. Moskau fordert die unverzügliche Überstellung der sterb-
lichen Überreste der Piloten und ungehinderten Zugang zur Unfallstelle, 
»um russisches Eigentum zu sichern und zu bergen«. Zur nuklearen Di-
mension des Unfalls schweigt der Kreml. Daraufhin demarchieren die USA, 
 
1  Zu den Hintergründen einer möglichen Stationierung russischer Atomwaffen auf der 
Krim siehe zum Beispiel Hans Kristensen, »Rumors about Nuclear Weapons in Crimea«, 
Federation of American Scientists (FAS), FAS Strategic Security Blog, 18.12.2014, <https://fas. 
org/blogs/security/2014/12/crimea> (Zugriff am 23.9.2015). 







Frankreich und Deutschland gemeinsam in Moskau, um Aufklärung zu 
erlangen. Die russische Regierung verweigert aber auch im vertraulichen 
Gespräch Auskünfte über die Atomwaffen, die sich an Bord befanden. 
Zugleich beobachtet die Nato, dass russische Spezialkräfte im Unfall-
gebiet auf russischer Seite der Grenze Stellung beziehen. Es wird befürch-
tet, dass Russland die Waffen gewaltsam bergen will. Denn für alle Staa-
ten, die Kernwaffen besitzen, ist es ein Worst-Case-Szenario, die Kontrolle 
über eine Nuklearwaffe zu verlieren. Aufbau und Funktionsweise solcher 
Waffen gehören zu den am besten gehüteten Geheimnissen, deren Preis-
gabe auf jeden Fall verhindert werden muss.2 
Zwei Tage später berichtet die ukrainische Presse, das abgestürzte Flug-
zeug habe möglicherweise Atomsprengköpfe an Bord gehabt. Medien-
vertreter beobachten Spezialkräfte und Nuklearwaffen-Experten des US-
Militärs im Umfeld der Unfallstelle. Unabhängige Messstationen bestätigen 
kurz darauf erhöhte Strahlenwerte in einer Entfernung von bis zu fünf 
Kilometern vom Unfallort. 
Als die nukleare Dimension des Unfalls nicht mehr zu leugnen ist, geht 
die russische Regierung in die Offensive. Moskau erklärt, der Bomber habe 
vier taktische Atomwaffen an Bord gehabt. Das Flugzeug sei Teil eines 
Geschwaders von atomar bewaffneten Tu-22, die auf der Krim stationiert 
seien. Überdies lässt der Kreml verlauten, bereits vor Monaten auch Nu-
klearsprengköpfe für Iskander-Kurzstreckenraketen auf der Krim disloziert 
zu haben. Es sei »das Recht eines jeden souveränen Atomwaffenstaates, 
Nuklearwaffen auf jedem Teil seines Staatsgebietes zu stationieren«, so der 
russische Außenminister.3 Während Russland seine Atomwaffen »nur auf 
dem eigenen Territorium« stationiere, würden die USA nach wie vor »ihre 
Atomwaffen im Rahmen der nuklearen Teilhabe der Nato auch auf dem 
Territorium von Nichtatomwaffenstaaten stationieren«. Moskau protestiert 
gegen die Präsenz von »US-Kampftruppen« nahe der russischen Grenze und 
fordert einen sofortigen, ungehinderten Zugang zu den eigenen Spreng-
köpfen, um diese bergen zu können. 
Implizit droht Russland damit, die Waffen notfalls unter Anwendung 
von Gewalt zu bergen. Der Außenminister erklärt in einer öffentlichen 
Rede, »kein Atomwaffenstaat würde es unter irgendwelchen Bedingungen 
zulassen, dass ein anderer Staat Kontrolle über seine Kernwaffen erlangt. 
Ein solcher Schritt hätte die schwerwiegendsten Folgen für die internatio-
 
2  So heißt es etwa in den Leitlinien der amerikanischen Regierung für den Umgang mit 
verunglückten US-Atomwaffen: »Physical security safeguards required to prevent un-
authorized access to classified information and proper control and disposition of classi-
fied material must be strictly enforced during all operations involving the weapon(s) or 
weapon components«. Bei Nuklearwaffen-Unfällen außerhalb des US-Territoriums soll der 
Zugang von Personal des betroffenen Staates zur Unfallstelle deshalb soweit wie möglich 
begrenzt werden. Siehe »Nuclear Weapon Accident Response Procedures« (NARP), U.S. De-
partment of Defense, Manual Number 3150.08, 22.8.2013, S. 43, 65, <www.dtic.mil/whs/ 
directives/corres/pdf/315008m.pdf> (Zugriff am 23.9.2015). 
3  Ähnliche Äußerungen hier: »Crimea Became Part of Russia, Which Has Nuclear Weapons 
According to NPT – Lavrov«, Interfax – Ukraine, 15.12.2014, <http://en.interfax.com.ua/news/ 
general/239978.html> (Zugriff am 23.9.2015). 







nale Stabilität und Sicherheit.« Je länger Kiew und Washington den Zu-
gang verwehrten, so der Minister, desto größer werde die »Gefahr einer 
Katastrophe«. 
Westliche Geheimdienste sehen nach der Rede Indizien dafür, dass Russ-
land den Alarmzustand seiner strategischen Atomwaffen erhöht hat. 
Zudem findet in Sibirien eine Alarmübung mit den dort stationierten 
Atomwaffen statt. In der Nato werden diese Signale so interpretiert, dass 
Moskau einen Abtransport der Waffen aus der Ukraine militärisch unter-
binden will. Innerhalb der Allianz wird nun diskutiert, ob die Nato eben-
falls nuklearfähige Waffensysteme verlegen soll, um Eskalationsbereit-
schaft zu demonstrieren. Tatsächlich entsenden die USA nuklearfähige 
B52-Langstreckenbomber nach Großbritannien und in die Türkei. Mehrere 
US-Kriegsschiffe, darunter auch zwei Aegis-Raketenabwehrkreuzer, werden 
zu Manövern ins Schwarze Meer verlegt. 
Die Interessen der Akteure 
Alle Akteure haben ein gemeinsames Interesse, dass die beschädigte Waffe 
sicher geborgen wird und die radiologischen Konsequenzen des Unfalls 
bewältigt werden. Darüber hinaus aber verfolgen sie divergierende Ziele. 
Die Ukraine will die Krise nutzen, um Russland Konzessionen abzurin-
gen. Sie protestiert dagegen, dass ein nuklear bewaffnetes russisches Flug-
zeug ukrainisches Territorium überflogen hat, und ist nicht bereit, den 
russischen Spezialkräften Zugang zu gewähren. Vielmehr verlangt Kiew 
eine Sondersitzung des UN-Sicherheitsrates wegen des Zwischenfalls. Der 
ukrainische Präsident erklärt: »Vor mehr als 20 Jahren haben wir freiwillig 
unsere Atomwaffen aufgegeben und zur Abrüstung nach Russland trans-
portiert. Im Gegenzug hatte Moskau im Budapester Memorandum von 
1994 versprochen, die territoriale Integrität der Ukraine zu respektieren. 
Jetzt stationiert Moskau Atomwaffen auf unserem Territorium, droht uns 
mit dem Einsatz solcher Waffen und gefährdet die Sicherheit der Bürger 
von Charkiw und der gesamten Region.« 
Von Russland fordert der ukrainische Präsident die Rückgabe der Krim, 
von der internationalen Gemeinschaft Unterstützung »gegen die russische 
Aggression«. Vor einem vollständigen Rückzug Russlands aus der Ukraine, 
einschließlich der Krim, werde man die russischen Atomwaffen nicht zu-
rückgeben. Hinter den Kulissen verlangt die Ukraine konkrete Zugeständ-
nisse. Russland solle die Unterstützung der »Aufständischen« in der Ost-
ukraine sofort und sichtbar beenden. Für die entstandenen Umwelt-
schäden fordert Kiew von Russland eine Entschädigung von fünf Milliar-
den US-Dollar. Nur unter diesen Bedingungen werde man Zugang zu den 
Atomwaffen gewähren und den Rücktransport nach Russland erlauben. 
Als Zeichen des guten Willens überstellt die Ukraine die Leichen der drei 
russischen Besatzungsmitglieder. 
Die USA wollen den Zwischenfall diplomatisch zu ihrem Vorteil nutzen 
und zudem bei der Entschärfung der Sprengköpfe anwesend sein, um 
Kenntnisse über die russischen Waffen zu gewinnen. Sie verurteilen Russ-







land für den Überflug und fordern Moskau auf, unter ukrainischer und ame-
rikanischer Aufsicht bei der Bergung der Waffen mitzuwirken. Zugleich 
schließt sich die US-Regierung der Forderung Kiews an, dass Russland 
seine Unterstützung für die »Aufständischen« in der Ostukraine unverzüg-
lich einstellt. Russland solle überdies rechtlich verbindlich zusagen, dass 
sich künftig keine Atomwaffen auf dem Territorium der Ukraine (also 
auch der Krim) befinden. Implizit droht Washington damit, die drei un-
beschädigten russischen Atomsprengköpfe in die USA zu transportieren. 
Russland will die Waffen möglichst schnell wieder unter eigene Kon-
trolle bringen. Es soll auf jeden Fall verhindert werden, dass sie in die USA 
gelangen. Eine grenzüberschreitende Militäraktion aber erscheint dem 
Kreml riskant. Nicht nur, dass die USA einem solchen Vorstoß durch den 
Abtransport der Atomwaffen zuvorkommen könnten. Überdies würde es, 
so Moskaus Befürchtung, mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer direkten 
militärischen Konfrontation zwischen den USA und Russland führen, 
sollte man Bodentruppen zur Absturzstelle entsenden. 
Der Konflikt als Chance zur Kooperation 
Deutschland kann in einer solchen Situation versuchen, eine kooperative 
Lösung herbeizuführen. Die Bundesregierung könnte – eventuell im Ver-
bund mit anderen Staaten und in Abstimmung mit den USA – einen Kom-
promiss als Ausweg aus der Konfrontation vorschlagen. Basis dafür wäre 
das gemeinsame Ziel, die Waffen sicher zu bergen. 
Eine solche Lösung könnte ein Verfahren für den kontrollierten Zugang 
russischer Streitkräfte zur Absturzstelle beinhalten. Dort würden russische 
Spezialisten die vier Sprengköpfe sichern und anschließend abtranspor-
tieren, ohne dass die USA oder andere Staaten die Aktion vor Ort über-
wachen. Diese Funktion übernehmen in dem Szenario stattdessen Militär-
beobachter der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE), während deutsche Experten für Strahlenmessung bei der Dekonta-
mination Hilfestellung leisten. 
Im Gegenzug sagt Russland zu, die Kosten für die Dekontamination in 
Höhe von bis zu einer Milliarde US-Dollar zu tragen. Nato und Russland 
verpflichten sich gemeinsam, keine Atomwaffen auf dem Territorium von 
Drittstaaten ohne deren Einverständnis zu lagern oder zu stationieren. In 
einem geheimen Zusatzprotokoll wird klargestellt, dass Moskau damit 
garantiert, auf ukrainischem Territorium – auch auf der Krim – keine 
Atomwaffen zu lagern oder zu stationieren. 
Auf deutsches Drängen vereinbaren Nato und Russland zudem, gemein-
same Seminare und Übungen durchzuführen, um ähnliche Zwischenfälle 
in Zukunft zu vermeiden bzw. deren Folgen gemeinsam zu bewältigen. 
Damit verbindet Berlin die Hoffnung, den Einstieg in einen Prozess der Ver-
trauensbildung zwischen Nato und Russland zu schaffen und Gesprächs-
kanäle, die wegen des Ukraine-Konflikts geschlossen wurden, wieder zu 
öffnen. Bei der Unterzeichnung des Abkommens im Gästehaus des Aus-
wärtigen Amts am Tegeler See erklärt der deutsche Außenminister: 







»So wie die Kubakrise 1962 ein Weckruf war, dass Atomwaffen beson-
ders in Krisenzeiten ein unkalkulierbares Risiko darstellen, so führt uns 
auch dieser verstörende Zwischenfall eindringlich vor Augen, wie 
schnell eine Krise außer Kontrolle geraten kann. Die Kubakrise leitete 
damals eine Phase der Rüstungskontrolle ein, die zur Überwindung der 
politischen Gegensätze zwischen Ost und West wesentlich beitrug. Die 
Charkiw-Krise lehrt uns erneut: Transparenz und Kooperation gerade im 
Nuklearbereich sind wichtiger denn je – nicht trotz, sondern gerade 
wegen des Konflikts zwischen Nato und Russland.« 
Um ihren Vorschlag zur Vertrauensbildung zu begründen, verweist die 
deutsche Regierung unter anderem auf die gemeinsamen Übungen zur Be-
wältigung von Unfällen oder Zwischenfällen mit Nuklearwaffen (»nuclear 
accidents and incidents«), die im Nato-Russland-Format von 2004 bis 2007 
stattgefunden haben.4 
Empfehlungen für Präventionsmaßnahmen 
Deutschland sollte sich darauf einstellen, dass die nukleare Dimension, die 
Russland der Ukraine-Krise bereits verliehen hat, zu einer unbeabsichtig-
ten Eskalation beitragen könnte. Möglich wäre dies etwa infolge eines Un-
falls mit Atomwaffen und/oder nuklearen Trägersystemen. Eine nukleare 
Eskalation kann aber auch ungewollt im Rahmen einer Übung eintreten, 
oder weil ein russischer Befehlshaber, der Verfügungsgewalt über Atom-
waffen hat, eigenmächtig handelt. Derartige »accidents and incidents« 
sind nicht nur deshalb gefährlich, weil sie Atomwaffen betreffen und zur 
Freisetzung von Radioaktivität oder gar zu einer Nuklearexplosion führen 
können.5 Darüber hinaus birgt der Umgang mit den Folgen eines solchen 
Szenarios politischen Konfliktstoff, der die Lage womöglich weiter eska-
lieren lässt. Allerdings kann aus Atomwaffen-Krisen auch die Einsicht 
erwachsen, dass es der Kooperation bedarf – gerade weil in solchen Fällen 
so viel auf dem Spiel steht. 
Die Nato sollte daher jeden möglichen Versuch unternehmen, gemein-
sam mit Russland eine Politik zu verfolgen, die auf Verhinderung einer un-
beabsichtigten nuklearen Eskalation der Ukraine-Krise angelegt ist. Unter 
anderem sollte die Allianz gegenüber Russland 
 weiterhin eine Verbesserung der Krisenkommunikation anregen, so wie 
Deutschland dies im Nato-Rahmen bereits getan hat; 
 
4  Siehe etwa Katarzyna Kubiak, Nato and Russia Experiences with Nuclear Transparency and 
Confidence-building Measures, Background paper for the workshop »Non-Strategic Nuclear 
Weapons in Europe: Transparency and Confidence-Building Measures in Practice«, Berlin: 
Stiftung Wissenschaft und Politik, 27./28.3.2013, <www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/ 
products/arbeitspapiere/wp_kubiak_April2014.pdf> (Zugriff am 24.9.2015). 
5  Oliver Meier, Die nukleare Dimension der Ukraine-Krise, Berlin: Stiftung Wissenschaft und Poli-
tik, Oktober 2014 (SWP-Aktuell 66/2014), <www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/ 
aktuell/2014A66_mro.pdf> (Zugriff am 24.9.2015). 







 die Wiederaufnahme der praktischen Kooperation zur Verhinderung 
von nuklearen »accidents and incidents« anbieten; 
 in diesem Zusammenhang insbesondere darauf drängen, vorhandene 
bilaterale Mechanismen zwischen Russland und den USA zur Ver-
meidung von Zwischenfällen (z.B. das Incidents at Sea Agreement und 
das Agreement on the Prevention of Dangerous Military Activities) zu 
aktualisieren, zu stärken und auszuweiten. Zu prüfen ist, ob es unter 
Umständen sinnvoll wäre, diese bilateralen Absprachen für andere Nato-
Staaten zu öffnen; 
 auf eine Verbesserung der Zusammenarbeit bei Bewältigung der radio-
logischen Folgen eines Unfalls mit ABC-Waffen oder ihres Einsatzes 
drängen. Sollte eine solche Kooperation beim »consequence manage-
ment« im Nato-Russland-Rat zu schwierig sein, könnten auch andere 
institutionelle Rahmen genutzt werden, wie die OSZE oder die UN-
Sicherheitsratsresolution 1540 zur Kontrolle der Verbreitung von Massen-
vernichtungswaffen. 
 






Vor den Präsidentschaftswahlen 2018: 
Autonomiekonflikt im russischen Fernen Osten 
Sabine Fischer / Margarete Klein / Alexander Libman 
Im Oktober 2017 fordern die Gouverneure1 der im Fernen Osten Russlands 
gelegenen Regionen Primorje, Amur und Chabarowsk (siehe Karte, S. 28) 
weitreichende außenpolitische und außenwirtschaftliche Autonomie. Sie 
wollen unabhängig von Moskau eine Sonderwirtschaftszone einrichten, 
damit sich die drei Regionen, die am Wirtschaftsgürtel entlang der Seiden-
straße (Silk Road Economic Belt) liegen, enger an China anschließen kön-
nen. Kurz zuvor hat die Eurasische Wirtschaftskommission beschlossen, 
einen prohibitiven Zollsatz auf chinesische Textilerzeugnisse einzuführen 
und die Zollkontrolle an der Grenze zu China drastisch zu intensivieren, 
um illegale Importe zu unterbinden. Diese Entscheidung kam auf Druck 
Moskaus zustande und birgt ein großes Risiko für die drei Grenzregionen, 
da sie den Handel mit den chinesischen Nachbarregionen unterläuft. 
Bedroht sind damit die Einkommen regionaler politischer Akteure, hoch-
rangiger Bürokraten und mit ihnen verbundener Unternehmen, die in den 
letzten Jahren massiv in den Ausbau der Infrastruktur für den Grenzhan-
del, also Brücken, Transportwege und Logistikzentren, investiert haben. 
Das bevorstehende Ende des Güterzuflusses aus China bedeutet, dass diese 
Investitionen buchstäblich nichts mehr wert sind. Auch der sozioökono-
mische Status quo in den Regionen ist in Gefahr, was Proteste der Bevölke-
rung und politische Instabilität nach sich ziehen könnte. 
Die russische Führung antwortet mit rigorosen Maßnahmen. Die drei 
Gouverneure werden entlassen und durch aus Moskau entsandte Stell-
vertreter ersetzt, die lange Zeit in den Sicherheitsdiensten tätig waren. Aller-
dings müssen sie noch die regionalen Wahlen gewinnen. Die Führungen 
halbstaatlicher und staatlicher Unternehmen in den Regionen werden aus-
getauscht. Auf diese Weise versucht das Zentrum, jeden Anschein eines Prä-
zedenzfalls für erfolgreiches regionales Autonomiestreben zu unterbinden. 
Es folgen Auseinandersetzungen zwischen unterschiedlichen Lagern 
innerhalb der betroffenen regionalen Eliten sowie zwischen diesen Eliten 
und Vertretern einzelner Machtzentren auf föderaler Ebene, insbesondere 
der Präsidialadministration, die bei Personalentscheidungen auf Gouver-
neursebene eine herausragende Rolle spielt. Die abgesetzten Gouverneure 
kündigen an, für die Regionalwahlen im September 2018 zu kandidieren. 
Die Präsidialverwaltung sieht darin die Entstehung einer potentiell gefähr-
lichen Opposition und startet eine Kampagne, um ihre Gegner zu diskredi-
tieren. Föderale und regionale Fernsehkanäle und Zeitungen prangern die 
 
1  Die exekutiven Oberhäupter der russischen Föderationssubjekte haben unterschied-
liche Bezeichnungen. Der Einfachheit halber wird jedoch im Folgenden, wie in der rus-
sischen und westlichen Fachdebatte über die russischen Regionen auch, einheitlich der 
Begriff »Gouverneure« verwendet. 
